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Deutscher 
Caritasverband e.V.   

BK 3/2023 
 
Beschluss 
der Bundeskommission  
am 19. Oktober 2023 in Fulda 
 

 

 

§ 22 AT AVR Schlichtungsordnung 

 

A. 
 

Beschlusstext: 
 

I. Änderungen in § 22 AT AVR 
 
1. In § 22 wird der folgende Absatz 3a eingefügt: 

 
„(3a) 1Die Schlichtungsstellen nach den Absätzen 1 bis 3 sind auch für die Ent-
scheidungen bei Streitigkeiten über die ordnungsgemäße Einbeziehung der AVR 
nach Art. 9 Abs. 5 Satz 1 2. Alternative GrO zuständig. 2Die Mitgliedschaft in der 
Arbeitsrechtlichen Kommission kann keinen Ausschlussgrund für die Wahrneh-
mung einer Aufgabe in einer Schlichtungsstelle darstellen. 3Der Erlass oder die 
Änderung einer Schlichtungsordnung bedarf der Zustimmung der Bundeskom-
mission mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gemäß § 16 Abs. 2 Satz 1 AK-O.“ 
 

2. In § 22 wird folgende Anmerkung eingefügt: 
 
„Anmerkung: 

1. Die Bundeskommission kann die Entscheidung nach Absatz 3a auf einen be-
schließenden Ausschuss übertragen, der mit der Mehrheit der Mitglieder des 
Ausschusses Beschlüsse fasst. 

2. 1Absätze 1 bis 3 wirken für Meinungsverschiedenheiten zwischen Dienstge-
bern und Mitarbeitern, wenn die Zustimmung zu ab dem 1. Januar 2023 erlasse-
nen oder geänderten Schlichtungsordnungen nach Absatz 3a Satz 3 erfolgt ist. 
2Für bis zum 19. Oktober 2023 erlassene oder geänderte Schlichtungsordnun-
gen finden diese bis zu einer Beschlussfassung über die Zustimmung nach Ab-
satz 3a Satz 3 Anwendung. 

3. Das in Absatz 3a beschriebene Verfahren wird von der Bundeskommission bis 
spätestens zum 31. Oktober 2026 evaluiert.“ 

 
II. Inkrafttreten  

 
Die Änderungen treten zum 1. Oktober 2023 in Kraft. 
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B. 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
 
§ 22 AT AVR verpflichtet Dienstgeber und Mitarbeiter dazu, bei Meinungsverschiedenheiten 
eine auf der zuständigen diözesanen oder Bundesebene jeweils dort zu errichtende Schlich-
tungsstelle anzurufen. Die fristgerechte Anrufung des weltlichen Arbeitsgerichts ist dadurch 
nicht ausgeschlossen. 

Um ein der Dienstgemeinschaft entsprechendes Instrument der Überprüfung von Dienstverträ-
gen auf eine nicht für Mitarbeitende nachteilige Abweichung der kirchlichen Arbeitsrechtsrege-
lungen bereitzustellen, wurde vom VDD eine Implementierung eines entsprechenden ver-
pflichtenden Verfahrens in die Schlichtungsordnungen empfohlen. Sie wurde in Form von Mus-
terordnungen zur diözesanen Inkraftsetzung gewählt. 

Durch die obigen Änderungen wird die Bundeskommission angemessen beteiligt, damit es zu 
einer korrekten Anwendung des Schlichtungsverfahrens im jeweiligen Dienstverhältnis kommt.  

 

 
C. 
 

Beschlusskompetenz 
 
Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 
Satz 1 AK-O. Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung der Höhe der Vergütungsbestand-
teile, des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im 
Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-O. 

 

*** 

 

Fulda, den 19. Oktober 2023 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  

 
 
 


